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Aufstockung des Grenzwachtkorps und
angemessene Verteilung der Ressourcen auf
die Regionen (Kt.Iv. 15.301 und 17.311)

Äussere Sicherheit

Die Nordwestschweiz sei bei der Zuteilung von neuen Stellen des Grenzwachtkorps
bisher zu kurz gekommen, so die einhellige Meinung des Landrates des Kantons Basel-
Landschaft, der mit einer Standesinitiative eine zusätzliche Aufstockung des
Grenzwachtkorps und die angemessene Verteilung der Ressourcen auf die Regionen
forderte. Demnach sollen die Personalressourcen des Grenzwachtkorps einerseits
erweitert und andererseits unter Berücksichtigung der Sicherheitssituation und
-bedürfnisse (z.B. Anteil an „grüner Grenze“) auf die Regionen verteilt werden, sodass
die grenzüberschreitende Kriminalität sowie die illegale Migration möglichst effektiv
bekämpft werden können. In der Wintersession 2015 gab der Ständerat der
Standesinitiative mit 31 zu 8 Stimmen Folge. Ende Januar 2016 schloss sich auch die
SiK-NR diesem Entscheid an, womit mit der Ausarbeitung eines Entwurfs zur Umsetzung
des Anliegens begonnen werden kann. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.01.2016
KARIN FRICK

Zur Umsetzung der Standesinitiative des Kantons Basel-Landschaft für eine zusätzliche
Aufstockung des Grenzwachtkorps und die angemessene Verteilung der Ressourcen
auf die Regionen erachtete die SiK-NR die Ausarbeitung einer Gesetzesvorlage als nicht
zielführend. Stattdessen beantragte sie der FK-NR im Rahmen deren Beratungen des
Voranschlages 2017 die Aufstockung des Grenzwachtkorps um 36 Stellen. Die
Finanzkommission lehnte diesen Antrag jedoch ab, worauf die SiK-NR denselben selbst
direkt bei der Beratung des Voranschlages 2017 stellte, damit jedoch in der
Einigungskonferenz scheiterte.

Im Mai 2017 wurde auch vom Kanton St. Gallen eine Standesinitiative (Kt.Iv. 17.311)
eingereicht, die ebenfalls eine Aufstockung des Grenzwachtkorps forderte. Diesem
Vorstoss gab der Ständerat im Herbst 2017 keine Folge, nachdem seine vorberatende
SiK versprochen hatte, sich vom EFD über die Entwicklungen im Personalbestand des
Grenzwachtkorps und einen allfälligen Aufstockungsbedarf ins Bild setzen zu lassen
und, sollte letzterer gegeben sein, bei den Beratungen des Voranschlags 2018 einen
entsprechenden Antrag einzureichen.

Als sich die SiK-NR im Oktober 2017 mit den beiden Standesinitiativen befasste,
beschloss sie, der FK-NR 30 zusätzliche Stellen für das Grenzwachtkorps zu beantragen
oder, sollte die Finanzkommission den Antrag ablehnen, diesen selbst in die Beratungen
zum Voranschlag 2018 einzubringen. Gleichzeitig beantragte sie dem Nationalrat, die
Standesinitiative aus Basel-Landschaft abzuschreiben und jener des Kantons St. Gallen
keine Folge zu geben, da mit dem Aufstockungsantrag im Rahmen des Voranschlages
2018 dem Anliegen Rechnung getragen werde.

Nachdem die Aufstockung jedoch wider der allgemeinen Erwartung bei den Beratungen
des Voranschlages 2018 erneut gescheitert war, beschäftigte sich in der Wintersession
2017 der Nationalrat mit den beiden Vorstössen. Die grosse Kammer stimmte einem
Ordnungsantrag Leutenegger Oberholzer (sp, BL) zu, der verlangte, die beiden
Standesinitiativen von der Traktandenliste zu nehmen. Damit wollte man die Möglichkeit
erhalten, das Anliegen nochmals zu behandeln und im Falle des St. Galler Vorstosses
einen ordnungsgemässen Antrag auf Folgegeben zu stellen. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.2017
KARIN FRICK

Nachdem der Vorsteher des EFD die SiK-NR über die Lage an der Grenze und die Frage
des Personalbestandes beim Grenzwachtkorps informiert hatte, erachtete die
Kommission eine Aufstockung des Grenzwachtkorps als notwendig. Diese soll über die
Beratungen des Voranschlages 2019 erreicht werden. Im April 2018 beschloss die SiK-
NR daher, an den beiden Standesinitiativen der Kantone Basel-Landschaft (15.301) und
St. Gallen (17.311) festzuhalten, um den politischen Druck zur Aufstockung des
Grenzwachtkorps aufrechtzuerhalten. Obwohl sie die Ausarbeitung einer
Gesetzesvorlage als nicht zielführend erachtete, beantragte sie ihrem Rat, der
Standesinitiative des Kantons St. Gallen Folge zu geben und die Frist für die
Standesinitiative Basel-Landschaft um ein Jahr zu verlängern. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.04.2018
KARIN FRICK
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Stillschweigend folgte der Nationalrat in der Herbstsession 2018 den Anträgen seiner
SiK und gab dem Anliegen, das Grenzwachtkorps aufzustocken, noch eine Chance. Er
verlängerte die Frist für die Standesinitiative Basel-Landschaft (Kt.Iv. 15.301) um ein
Jahr und gab jener des Kantons St. Gallen (Kt.Iv. 17.311) Folge. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.09.2018
KARIN FRICK

Zusammen mit den beiden Standesinitiativen Graubünden und Wallis (17.318 und 18.307)
mit der Forderung, das Grenzwachtkorps aufzustocken, behandelte die SiK-SR im
Februar 2019 auch das analoge Anliegen des Kantons St. Gallen (Kt.Iv. 17.311). Während
den anderen beiden Standesinitiativen bereits Folge gegeben worden war, befand sich
die St. Galler Initiative zu diesem Zeitpunkt immer noch in der Vorprüfung. Indem das
Parlament in der Wintersession 2018 bei der Beratung des Voranschlags 2019 44 neue
Vollzeitstellen für das Grenzwachtkorps vorgesehen habe, habe es die Forderung der
Standesinitiativen erfüllt und es bestehe kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf, so
die Ansicht der Kommission. Sie beantragte ihrem Rat daher, der St. Galler Initiative
keine Folge zu geben. Der Ständerat folgte diesem Antrag im Frühjahr 2019
stillschweigend, womit das Geschäft erledigt ist. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.03.2019
KARIN FRICK

Im Gegensatz zur SiK-SR, welche die von verschiedenen Kantonen vorgebrachte
Forderung nach einer Aufstockung des Grenzwachtkorps (siehe Kt.Iv. SG 17.311, Kt.Iv.
GR 17.318 und Kt.Iv. VS 18.307) durch das Vorsehen von 44 zusätzlichen Vollzeitstellen
für das GWK im Voranschlag 2019 als erfüllt betrachtete, gab sich die SiK-NR damit
nicht zufrieden. Dass die Besetzung der neuen Stellen gemäss Beschluss des
Bundesrates im Rahmen des Programms DaziT vorgenommen werden und damit erst
schrittweise in den kommenden Jahren erfolgen soll, entspreche nicht dem Beschluss
des Parlaments, kritisierte die Mehrheit der nationalrätlichen Kommission. Sie hätte
gern sofort neues Grenzwachtpersonal angestellt gesehen. Die Minderheit bezeichnete
das Vorgehen des Bundesrates indes als «pragmatisch und angemessen». Mit 15 zu 9
Stimmen beantragte die Kommission ihrem Rat die Fristverlängerung für die
Standesinitiative Basel-Landschaft (Kt.Iv. 15.301), da deren Hauptanliegen weiterhin
nicht erfüllt sei. Der Nationalrat folgte diesem Antrag in der Frühjahrssession 2019
stillschweigend und verlängerte die Behandlungsfrist bis zur Herbstsession 2020. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.03.2019
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2020 sprach sich der Nationalrat mit 120 zu 69 Stimmen bei 4
Enthaltungen dafür aus, die Standesinitiative Basel-Landschaft für eine Aufstockung
des Grenzwachtkorps abzuschreiben. Er folgte damit dem Mehrheitsantrag seiner SiK,
die nach Anhörung einer EFD-Delegation zum Schluss gekommen war, dass es die
Flexibilisierung der EZV im Rahmen des fortschreitenden Transformationsprogramms
DAZIT erlaube, zusätzliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Grenze einzusetzen,
womit das Anliegen der Standesinitiative erfüllt sei. Eine Minderheit hatte vergeblich
beantragt, an der Initiative festzuhalten, um den Druck auf den Bundesrat
aufrechtzuerhalten, die geforderten Stellen tatsächlich zu besetzen. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.09.2020
KARIN FRICK

Indem es der Ständerat in der Wintersession 2020 seiner Schwesterkammer gleichtat
und die Standesinitiative Basel-Landschaft für eine Aufstockung des Grenzwachtkorps
abschrieb, erledigte er das Geschäft endgültig. Die Kantonskammer folgte dabei
stillschweigend ihrer SiK, die die Abschreibung einstimmig (bei einer Enthaltung)
beantragt hatte. Sie hatte keinen gesetzlichen Handlungsbedarf mehr erkannt, da die
Mitarbeitenden der EZV dank des eingeleiteten Transformationsprozesses flexibler
eingesetzt und in Konsequenz mehr Grenzübergänge und Kontrollpunkte besetzt
werden könnten. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2020
KARIN FRICK
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Rolle und zukünftiger Bestand des
Grenzwachtkorps (Po. 16.3005)

Äussere Sicherheit

Mit der Überweisung eines Postulats seiner SiK beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat im Frühling 2016, eine Gesamtschau über die Rolle und den zukünftigen
Bestand des Grenzwachtkorps zu erstellen. Er soll darin darlegen, wie sich die sich
verändernden Rahmenbedingungen wie die temporäre Wiedereinführung von
Grenzkontrollen seitens einzelner EU-Staaten, die sich verändernden Flüchtlingsrouten,
die Entwicklung der Bundesfinanzen, die Anforderungen an den Zoll infolge der
zusammenwachsenden Wirtschaftsräume in den Grenzregionen,
Rekrutierungsschwierigkeiten und die Möglichkeit der Unterstützung des
Grenzwachtkorps durch die Armee auf die Aufgaben des Grenzwachtkorps auswirken. 9

POSTULAT
DATUM: 10.03.2016
KARIN FRICK

In seinem Bericht über die Rolle und den zukünftigen Bestand des Grenzwachtkorps
in Erfüllung eines entsprechenden Postulats der SiK-NR zeigte sich der Bundesrat zwar
überzeugt davon, dass das Grenzwachtkorps mit zusätzlichen personellen Mitteln
zusätzliche Leistungen für die Sicherheit der Schweiz erbringen könnte, wies jedoch
auch darauf hin, dass die finanzpolitischen Rahmenbedingungen – insbesondere das
Einfrieren des Stellenbestandes bei der Bundesverwaltung auf dem Niveau von 2015 –
eine solche Aufstockung derzeit nicht zuliessen. Angesichts der Migrationsbewegungen
über die Mittelmeerroute, des anhaltenden Kriminaltourismus und der latenten
Terrorgefahr bleibe das Sicherheitsumfeld in absehbarer Zeit herausfordernd. Diese
Gefahren könnten jedoch nur partnerschaftlich in internationaler Kooperation
bewältigt werden und zur Unterstützung der europäischen Grenzschutzagentur sei die
EZV gemäss den Vorgaben der politischen Behörden durchaus in der Lage. In einer
ausserordentlichen Lage stehe zudem die Armee bereit, Unterstützung zu bieten, wenn
auch deren Einsatz nicht zum Regelfall werden sollte. 10

BERICHT
DATUM: 25.05.2016
KARIN FRICK

Inakzeptable Vernachlässigung der
Ostschweiz beim Grenzwachtkorps (Mo.
14.3135)

Äussere Sicherheit

Die Aussage des Chefs der Grenzwacht in der SiK-NR, die Ostschweiz werde bei der
Grenzwacht „mit dem Mut zur Lücke vernachlässigt“, gab angeblich den Anstoss für eine
Motion Müller (fdp, SG), mit der er vom Bundesrat die angemessene Berücksichtigung
der Ostschweiz bei der Stellenbesetzung im Grenzwachtkorps forderte. Die
Ostschweiz sei „sehr stark vom sogenannten grenzüberschreitenden Kriminaltourismus
aus dem Osten betroffen“ und auch Flüchtlingsströme kämen zunehmend an die
ostschweizer Grenze, begründete der Motionär sein Anliegen. Bundesrat Ueli Maurer
entgegnete, das Grenzwachtkorps habe angesichts der angespannten Migrationslage
generell zu wenig Personal. Daher rührten auch die Überlegungen zur Unterstützung des
Grenzwachtkorps durch das Militär. Da das Tessin ein Hotspot für die Migration
darstelle, sei dort zeitweise mehr Personal benötigt worden, das in anderen Regionen
dann gefehlt habe. Das Personal des Grenzwachtkorps werde flexibel jeweils dort
eingesetzt, wo es die laufende Lagebeurteilung gebiete. Trotz dieser Ausführungen des
Bundesrates nahm die bürgerliche Mehrheit im Nationalrat die Motion mit 121 zu 63
Stimmen bei 14 Enthaltungen an. Im Ständerat wurde dem Vorstoss durch
stillschweigende Ablehnung jedoch ein jähes Ende bereitet. 11

MOTION
DATUM: 13.06.2016
KARIN FRICK
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Aufstockung des Grenzwachtkorps (Kt.Iv.
15.311)

Äussere Sicherheit

Insbesondere die «Problemregion Nordwestschweiz» sei bei der letzten personellen
Aufstockung des Grenzwachtkorps nicht adäquat berücksichtigt worden, monierte der
Kanton Basel-Stadt in der Begründung seiner Standesinitiative. Er forderte eine
angemessene personelle Ausstattung des Grenzwachtkorps an allen Standorten, damit
es seine Aufgaben qualitativ gut und den Sicherheitsbedürfnissen der Bevölkerung
entsprechend wahrnehmen könne. Der zunehmende Kriminaltourismus schade auch
der öffentlichen Akzeptanz der Personenfreizügigkeit nachhaltig. Anders als von seiner
Finanzkommission einstimmig beantragt, gab der Ständerat der Initiative in der
Wintersession 2015 Folge. Mit der Annahme könne ein Signal gesendet werden, dass das
bereits mehrfach – u.a. in einer ähnlichen Standesinitiative des Kantons Basel-
Landschaft (Kt.Iv. 15.301) – vorgebrachte Anliegen ernst genommen werde, so der Tenor
in der Debatte.
Wie im Vorjahr ihre Schwesterkommission kam auch die FK-NR im März 2016
mehrheitlich zum Schluss, die Standesinitiative sei der falsche Weg, um dem Problem
zu begegnen. Der schnellere, effizientere und effektivere Weg führe über einen
entsprechenden Personalkredit im Voranschlag oder in einem Nachtrag.
Stillschweigend schloss sich der Nationalrat in der Frühjahrssession 2016 dieser
Argumentation an und gab der Initiative keine Folge.
Da der Standesinitiative Basel-Landschaft mit der fast identischen Forderung
inzwischen Folge gegeben worden war und dem Anliegen damit Rechnung getragen
werde, folgte der Ständerat im Herbst 2016 schliesslich seiner immer noch
ablehnenden Kommission und versenkte die Initiative Basel-Stadt definitiv. 12

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.09.2016
KARIN FRICK

Steigerung der Produktivität und Wirksamkeit
der Eidgenössischen Zollverwaltung und der
Grenzwacht (Mo. 15.3901)

Innere Sicherheit

Die FDP-Fraktion sähe zwecks erhöhter Sicherheit gerne die Produktivität und
Wirksamkeit der Eidgenössischen Zollverwaltung und der Grenzwacht gesteigert.
Umfassende Modernisierungsmassnahmen und ein risikoorientierter Personalbestand
bei der Grenzwacht waren die zentralen Bestandteile der Forderung, der sie in einer
Motion Ausdruck verliehen hatte. Die Wirksamkeit von Kontrollen beim Grenzübertritt
hänge massgeblich von deren Anzahl und Zielgenauigkeit ab, weswegen gut
ausgebildetes Personal, die richtigen technischen Hilfsmittel sowie eine unterstützende
Infrastruktur unerlässlich seien, so die Begründung. Der Bundesrat beantragte die
Ablehnung der Motion, da er die Anliegen in der Botschaft zum Programm DaziT erfüllt
sah. Davon unbeeindruckt stimmte der Nationalrat im Mai 2017 mit 132 zu 57 Stimmen
bei einer Enthaltung für die Motion. 13

MOTION
DATUM: 04.05.2017
KARIN FRICK

Der Ständerat lehnte die Motion der FDP-Fraktion zur Steigerung der Produktivität und
Wirksamkeit der Eidgenössischen Zollverwaltung und der Grenzwacht im Herbst 2017
stillschweigend ab. Die vorberatende SiK-SR hatte die Ablehnung ohne Gegenstimme
beantragt, da die Forderungen grösstenteils durch die Umsetzung des Programms DaziT
erfüllt würden, welches die grundlegende Umstrukturierung und Modernisierung der
EZV zum Ziel hat. 14

MOTION
DATUM: 12.09.2017
KARIN FRICK
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Grenzwachtkorps. Schuster, bleib bei deinem
Leisten! (Mo. 17.3188)

Äussere Sicherheit

Die Devise «Schuster, bleib bei deinem Leisten!» soll gemäss Nationalrat Marco
Romano (cvp, TI) in Bezug auf das Grenzwachtkorps gelten. Mit einer im Frühjahr 2017
eingereichten Motion mit ebendiesem Titel forderte er den Bundesrat auf, Massnahmen
zu treffen, damit das Grenzwachtkorps sich auf seine Kernaufgaben – Grenzkontrolle
und Registrierung der einreisenden Migrantinnen und Migranten – konzentrieren
könne. Der seit Monaten grosse Migrationsdruck an der Schweizer Grenze führe dazu,
dass sich das Grenzwachtkorps zunehmend auch mit logistischen Aufgaben belastet
sehe, zum Beispiel mit der Überwachung der Empfangszentren oder mit
Personentransporten. Von diesen Aufgaben müsse das Grenzwachtkorps befreit
werden, damit es an der Grenze nicht an Personal mangle, so der Motionär. Der
Bundesrat bestätigte, dass diese zusätzlichen Aufgaben, solange sie keinen direkten
hoheitlichen Bezug hätten, von anderen Sicherheitskräften übernommen werden
könnten und beantragte die Annahme der Motion. Grünen-Nationalrat Balthasar Glättli
(gp, ZH) bekämpfte den Vorstoss. Er sah darin eine unnötige
«Stellvertreterauseinandersetzung um die Frage, ob wir die Arbeit und die schwierige
Situation des Grenzwachtkorps ernst nehmen», denn nicht-hoheitliche Aufgaben
würden zum Teil bereits heute ausgelagert; die Motion brauche es schlichtweg nicht.
Bundesrat Ueli Maurer nutzte sein Votum im Nationalrat indes auch dafür, dem
Grenzwachtkorps «für die hervorragende Arbeit» zu danken. Die Motion gehe in die
richtige Richtung. Mit 148 zu 22 Stimmen bei 10 Enthaltungen nahm die grosse Kammer
den Vorstoss in der Herbstsession 2017 an. Der Ständerat stimmte ihm in der
darauffolgenden Wintersession ebenfalls zu. 15

MOTION
DATUM: 12.12.2017
KARIN FRICK

In der Sommersession 2021 schrieben sowohl der Ständerat als auch der Nationalrat die
2017 eingereichte Motion Romano (heute mitte, TI) bezüglich der Ergreifung von
Massnahmen, damit sich das Grenzwachtkorps wieder auf seine Kernkompetenzen
fokussieren kann, entsprechend dem Antrag des Bundesrats stillschweigend ab. In
seinem Bericht über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2020
begründete der Bundesrat seinen Antrag zur Abschreibung damit, dass nach der
Migrationskrise 2015 bereits interne Prozesse angepasst, Effizienzmassnahmen
ergriffen und die Zusammenarbeit verschiedener Akteure überprüft worden seien.
Auch die Neuausrichtung der eidgenössischen Zollverwaltung trage zu einem
verstärkten Fokus der Behörde auf ihren Kernauftrag, nämlich der umfassenden
Sicherheit an der Grenze für die Bevölkerung, die Wirtschaft und den Staat, bei. Dies
geschehe insbesondere durch die Stärkung der operativen Tätigkeit anhand der
Schaffung eines neuen Berufsbilds, welches effizienz- und effektivitätsfördernd «360-
Grad-Kontrollen von Waren, Personen und Transportmitteln» erlaube. 16

MOTION
DATUM: 10.06.2021
CATALINA SCHMID

Aufstockung des Grenzwachtkorps (Mo.
18.3385 und Po. 18.3386)

Äussere Sicherheit

Gleichzeitig mit den beiden Standesinitiativen aus den Kantonen Basel-Landschaft
(Kt.Iv. 15.301) und St. Gallen (Kt.Iv. 17.311) beriet der Nationalrat in der Herbstsession
2018 auch eine Motion (Mo. 18.3385) und ein Postulat (Po. 18.3386) seiner
sicherheitspolitischen Kommission zum Thema Aufstockung des Grenzwachtkorps. Die
Forderung der Motion war es, das Globalbudget der EZV im Voranschlag 2019 sowie im
Finanzplan ab 2020 in dem Ausmass zu erhöhen, dass dem Grenzwachtkorps 44
zusätzliche Vollzeitstellen zugutekommen. Das Postulat forderte den Bundesrat auf,
einerseits darzulegen, mit welcher Personalreduktion bei der EZV infolge der
Umsetzung des Transformationsprogramms «DaziT» bis ins Jahr 2026 gerechnet
werden könne und andererseits vorzuschlagen, wie diese Personalreduktion bei der
Zollverwaltung ganz oder teilweise in eine Aufstockung des Grenzwachtkorps überführt
werden könnte. Obschon der Bundesrat beide Vorstösse zur Ablehnung empfahl, da er
unter den gegebenen Umständen – insbesondere der Personalplafonierung bei der
Bundesverwaltung auf 35'000 Stellen – keine realistische Chance auf deren Umsetzung

MOTION
DATUM: 27.09.2018
KARIN FRICK
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sah, stimmte der Nationalrat sowohl der Motion als auch dem Postulat mit grosser
Mehrheit zu. 17

Nachdem die eidgenössischen Räte in der Budgetdebatte 2019 44 zusätzliche Stellen
für das Grenzwachtkorps bewilligt hatten, wurde die Motion der SiK-NR, die genau
ebendiese Aufstockung zum Gegenstand hatte, obsolet. Der Ständerat lehnte sie
folglich in der Wintersession 2018 stillschweigend ab, nachdem die Minderheit der SiK-
SR ihren Antrag auf Annahme zurückgezogen hatte. 18

MOTION
DATUM: 04.12.2018
KARIN FRICK

In Erfüllung eines Postulates der SiK-NR veröffentlichte der Bundesrat im September
2021 einen Bericht zur Frage: Kann der Personalbestand im Grenzwachtkorps
aufgrund der Personalreduktion im Zusammenhang mit DaziT bis 2026 aufgestockt
werden? Anders als im Postulat angedacht, befürworte der Bundesrat keinen
Stellenabbau in der EZV zugunsten eines Stellenaufbaus im GWK. Vor dem Hintergrund
des Programms DaziT, welches Prozesse vereinfachen und eine wirkungsvolle
Digitalisierung erreichen soll, sei es sinnvoll, den Einsatz der freiwerdenden Ressourcen
in der EZV im Rahmen eines umfassenden Gesamtkonzepts der künftigen
Kontrolltätigkeit zu planen. Es soll daher künftig – statt wie bisher je separate
Fachpersonen für den Zoll und die Grenzwacht – ein neues Berufsbild
«Fachspezialist/-in Zoll und Grenzsicherheit» geben. Mit dieser Ausbildung sollen
Mitarbeitende über Basiskenntnisse in den Kontrollbereichen Waren, Personen und
Transportmittel sowie über eine Spezialisierung innerhalb einer dieser Bereiche
verfügen. Dadurch seien sie flexibler einsetzbar und das Ziel eines bedarfsgerechten
Einsatzes von Mitarbeitenden werde erreicht, erklärte der Bundesrat. 19

BERICHT
DATUM: 17.09.2021
LUKAS LÜTOLF

In seinem Bericht zu den parlamentarischen Vorstössen im Jahre 2021 beantragte der
Bundesrat die Abschreibung des Postulats der SiK-NR mit der Forderung nach einer
Darlegung, inwiefern der Personalbestand im Grenzwachtkorps aufgrund der
Personalreduktion im Zusammenhang mit DaziT bis 2026 aufgestockt werden könne. Er
betrachtete das Postulat durch die Veröffentlichung eines entsprechenden Berichts im
September 2021 als erfüllt. Der Nationalrat folgte der Empfehlung des Bundesrates und
schrieb das Postulat im Sommer 2022 stillschweigend ab. 20

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
LUKAS LÜTOLF

Aufstockung des Grenzwachtkorps (Kt.Iv.
17.318 und 18.307)

Äussere Sicherheit

Im November 2017 bzw. im März 2018 reichten mit Graubünden (Kt.Iv. 17.318) und dem
Wallis (Kt.Iv. 18.307) zwei weitere Kantone Standesinitiativen mit der Forderung nach
einer Aufstockung des Grenzwachtkorps ein. Durch die Zunahme der Immigration –
auch der illegalen – in jüngerer Zeit, werde das Grenzwachtkorps stark belastet. Es
dürfe nicht zum Normalzustand werden, dass Personal in akut betroffene Regionen
verschoben werden müsse, indem man gleichzeitig an anderen Orten Lücken offen
lasse. Auch wenn beim Bund voraussichtlich gespart werden müsse, dürften beim
Grenzwachtkorps keine Stellen abgebaut werden, es müssten im Gegenteil neue
geschaffen werden, um die Sicherheit der Schweiz weiterhin zu gewährleisten.
Nachdem die SiK-SR die Leitungen der Oberzolldirektion und des Grenzwachtkorps
angehört hatte, erkannte eine Mehrheit diesbezüglich keinen Handlungsbedarf und
empfahl, die Initiativen abzulehnen. Dank der in den vergangenen Jahren getroffenen
Massnahmen, darunter eine bereits erfolgte Personalaufstockung, die Modernisierung
der technischen Hilfsmittel, die Anpassung des Einsatzkonzeptes sowie die Verwendung
von Mitteln der Armee, könne das Grenzwachtkorps seine Aufgaben zufriedenstellend
erfüllen. Eine Minderheit beantragte hingegen, den Initiativen Folge zu geben. Der
Ständerat zeigte in der Herbstsession 2018 jedoch mehrheitlich Verständnis für das
Anliegen der Grenzkantone und gab den beiden Initiativen mit jeweils 25 zu 19 Stimmen
Folge. Auch die SiK-NR ortete Sicherheitsprobleme an der Landesgrenze und erkannte
Handlungsbedarf in dieser Sache. Sie beschloss im Oktober 2018 mit 15 zu 8 Stimmen,
der FK-NR zu beantragen, im Voranschlag 2019 und im Finanzplan 2020–22 das
Globalbudget der Zollverwaltung um 44 Vollzeitstellen zugunsten des Grenzwachtkorps

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.10.2018
KARIN FRICK
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zu erhöhen. Um den politischen Druck auch angesichts des unsicheren Ausgangs der
Budgetdebatte aufrechtzuerhalten, gab sie darüber hinaus den beiden Initiativen mit
jeweils 20 zu 4 Stimmen Folge. 21

Nachdem die eidgenössischen Räte in der Wintersession 2018 im Rahmen des
Voranschlags 2019 dem Grenzwachtkorps 44 zusätzliche Vollzeitstellen zugesprochen
hatten, betrachtete die SiK-SR das Hauptanliegen der Standesinitiativen Graubünden
(Kt.Iv. 17.318) und Wallis (Kt.Iv. 18.307) zur Aufstockung des Grenzwachtkorps als erfüllt.
Angesichts der mit dem Programm DaziT laufenden Transformationsprozesse in der EZV
mache es keinen Sinn, jetzt neue Grenzwächterinnen und Grenzwächter anzustellen
und auszubilden, um sie wenig später wieder umschulen zu müssen. Die Ausarbeitung
einer Gesetzesvorlage wäre aus formeller Sicht zudem nicht zielführend, weshalb die
Kommission im Februar 2019 ihrem Rat einstimmig die Abschreibung der beiden
Standesinitiativen beantragte.
In der Frühjahrssession 2019 betonte Kommissionssprecher Josef Dittli (fdp, UR) vor
dem Ständeratsplenum, zentral für die mittel- und langfristige Ressourcenplanung des
Grenzwachtkorps sei das Programm DaziT, weshalb die Kommission auch regelmässig
über die Lage an der Grenze und den Stand des Projekts informiert werden wolle. Die
Ständeräte Stefan Engler (cvp, GR) und Beat Rieder (cvp, VS) zeigten sich als Vertreter
der initiierenden Kantone indes wenig erfreut über das Vorhaben der Kommission, die
Gesetzgebungsaufträge nicht aufrechtzuerhalten. Sie zweifelten daran, dass der
Grenzschutz durch das Programm DaziT im erforderlichen Masse verbessert werden
könne – Rieder sprach von «Placebopillen» –, und beantragten, an den Initiativen
festzuhalten. Mit 20 zu 17 Stimmen bei 3 Enthaltungen (Kt.Iv. VS) bzw. 20 zu 16 Stimmen
bei 4 Enthaltungen (Kt.Iv. GR) folgte der Ständerat schliesslich dem Antrag seiner
Kommission und schrieb die beiden Initiativen ab. 22

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.03.2019
KARIN FRICK

Anders als der Ständerat und seine Kommission sprach sich die SiK-NR im April 2019
mehrheitlich gegen die Abschreibung der beiden Standesinitiativen Graubünden (Kt.Iv.
17.318) und Wallis (Kt.Iv. 18.307) zur Aufstockung des Grenzwachtkorps aus. Mit der vom
Bundesrat geplanten, über die folgenden Jahre schrittweisen Aufstockung des GWK-
Personalbestands im Rahmen der Umstrukturierung der Zollverwaltung und des
Programms DaziT sei das Kernanliegen der beiden Standesinitiativen – die
Gewährleistung der Sicherheit an der Schweizer Grenze – nicht erfüllt, so die
Kommissionsmehrheit. Die Minderheit argumentierte, mit den 44 zusätzlichen GWK-
Stellen, die das Parlament in der Wintersession 2018 gesprochen habe, sei die
Forderung nach einer Aufstockung sehr wohl erfüllt. Der Nationalrat folgte in der
Sommersession 2019 mit 124 zu 40 Stimmen bei 8 Enthaltungen dem Antrag seiner
Kommissionsmehrheit und schrieb die beiden Standesinitiativen nicht ab; damit soll
der Druck auf den Bundesrat in dieser Angelegenheit aufrechterhalten werden. 23

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
KARIN FRICK

Der Ständerat hatte die beiden Standesinitiativen Graubünden (Kt.Iv. 17.318) und Wallis
(Kt.Iv. 18.307) für eine Aufstockung des Grenzwachtkorps bereits im März 2019
abschreiben wollen, doch der Nationalrat hatte im Juni desselben Jahres gegen die
Abschreibung votiert, weshalb die kleine Kammer in der darauffolgenden Wintersession
erneut darüber befinden musste. Da das Transformationsprojekt DAZIT und damit die
Umstrukturierung der EZV auf gutem Wege seien, erachtete die Mehrheit der SiK-SR die
beiden Standesinitiativen als hinfällig und beantragte abermals deren Abschreibung. Die
Minderheit wollte hingegen an den Initiativen festhalten, um zuerst zu überprüfen, ob
das Anliegen im Rahmen der Umstrukturierung der Zollverwaltung wirklich umgesetzt
werde. Mit 19 zu 18 Stimmen schrieb der Ständerat die beiden Initiativen definitiv ab
und besiegelte deren Schicksal damit denkbar knapp. 24

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.12.2019
KARIN FRICK
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Totalrevision des Zollgesetzes
(Transformation der Zollverwaltung; BRG
22.058)

Wettbewerb

Die Eidgenössische Zollverwaltung soll weiterentwickelt und digitaler werden. In einem
ersten Schritt hatte das Parlament bereits im Jahr 2017 einen Verpflichtungskredit für
den Transformationsprozess «DaziT» gesprochen, damit die Aufgaben und Prozesse der
Grenzbehörden vereinfacht, harmonisiert und digitalisiert werden können. Der Prozess
beinhaltete auch eine Zusammenlegung des Grenzwachtkorps und des Zollfachteams zu
einem einheitlichen Berufsbild sowie die Weiterentwicklung der EZV zum BAZG. Die
Umstrukturierung sowie die Weiterentwicklung zum künftigen BAZG, welche die
Sicherheit an der Grenze erhöhen und die Schweiz international wettbewerbsfähig
halten sollen, erforderten weitere Anpassungen der gesetzlichen Grundlagen.
In der Folge eröffnete der Bundesrat in einem zweiten Schritt im September 2020 die
Vernehmlassung zur Revision des Zollgesetzes sowie zur Schaffung eines
Vollzugsaufgabengesetzes. Der Vorentwurf bestand dabei aus drei Teilen: Erstens soll
ein neues Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-VG) die Kontroll- und Abgabeprozesse an der
Grenze regeln und ein einheitliches, digitales und dem Datenschutz entsprechendes
Verfahren ermöglichen. Zweitens soll das bestehende Zollgesetz (ZG) zu einem reinen
Abgabeerlass umgewandelt werden. In einem dritten Teil sollen mit dem Zoll in
Verbindung stehende Gesetze – beispielsweise das Heilmittelgesetz – entsprechend
angepasst werden. Die Vernehmlassung dauerte bis Ende Dezember 2020. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.09.2020
MARCO ACKERMANN

Ende August 2022 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Totalrevision des
Zollgesetzes. Mit der Totalrevision sollen die rechtlichen Grundlagen für die Arbeiten
des Bundesamtes für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) – bis zum 1. Januar 2022 hiess
das Bundesamt noch EZV – harmonisiert und gleichzeitig die Digitalisierung im Sinne
des bestehenden Transformationsprogramms DaZiT vorangetrieben werden. Das BAZG
soll dadurch eine aufgabenorientierte Organisation erhalten und Prozesse sollen
vereinfacht, harmonisiert und digitalisiert werden. Die Anpassung erfolgt in Umsetzung
verschiedenster parlamentarischer Vorstösse für einfachere Verfahren im Zollwesen
(Mo. 15.3551, Mo. 15.4153, Mo. 17.3376, Po. 17.3377, Mo. 18.3315).

Wie der Bundesrat erklärte, soll das bestehende Zollgesetz aus dem Jahr 2005 in zwei
Teile aufgeteilt werden. Einerseits soll im neuen BAZG-Vollzugsaufgabengesetz (BAZG-
VG) die Harmonisierung des Aufgabenbereichs des BAZG infolge der Zusammenlegung
von Zoll und Grenzwachtkorps geregelt werden. Andererseits soll das bestehende
Zollgesetz (ZG) zu einem reinen Abgabeerlass (Zollabgabengesetz; ZoG) – ohne
Anpassung der abgabenrechtlichen Bestimmungen – umgeschrieben werden. Diese
Transformation sei nötig, da sich das wirtschaftliche Umfeld in den vergangenen Jahren
drastisch verändert habe: Sowohl der Personen- als auch der Warenverkehr – Letzterer
aufgrund des Onlinehandels – seien stark angestiegen und sowohl die Bevölkerung als
auch die Wirtschaft verlangten effiziente Grenzprozesse und effektive Grenzkontrollen.
Dank der Digitalisierung sollen diese Prozesse effizienter gestaltet werden, was die
Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Schweiz stärke und sowohl die Wirtschaft als auch
das BAZG entlaste. Nebst der klassischen Zollaufgabe der Abgabenerhebung soll das
BAZG-VG die verschiedensten Arten von Warenkontrollen, die dabei verwendeten
Hilfsmittel, die Datenerhebung sowie die Strafverfolgung regeln und harmonisieren. 

Die Vernehmlassung dazu hatte zwischen September und Dezember 2020
stattgefunden. Von 118 eingegangenen Stellungnahmen hatten 43 den Vorentwurf
befürwortet, 22 hatten ihn kritisch beurteilt und der Rest hatte sich gespalten gezeigt
oder nur zu einzelnen Anpassungen Bemerkungen abgegeben. Gegen die
Gesetzesrevision als Ganzes sprachen sich etwa die SP und die Grünen aus. Sie standen
der Digitalisierung und Automatisierung gewisser Zollprozesse skeptisch gegenüber, da
Erfahrungen aus anderen Ländern gravierende Mängel gezeigt hätten. Grundsätzlich für
die Revision sprachen sich die SVP, die FDP und die CVP aus, wenn auch mit
Einschränkungen. Die SVP forderte etwa eine Wirksamkeitsprüfung der
Digitalisierungsmassnahmen, die FDP unter anderem eine genauere Auslegung der
Datenschutzmassnahmen und die CVP hielt fest, dass in der Umsetzung und Definition
der Kompetenzen insbesondere die Kantone stark miteinbezogen werden müssten,
damit das Vorhaben erfolgreich werden könne. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.08.2022
MARCO ACKERMANN
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Lors de la session d'été 2023, la révision totale de la loi sur les douanes (LD) et du
Corps des gardes-frontière était à l'ordre du jour du Conseil national. La chambre
basse est certes entrée en matière sans contre-proposition, mais a finalement renvoyé
le dossier à la Commission de l'économie et des redevances (CER-CN), chargée de
l'examen préalable. Celle-ci avait auparavant plaidé, sans succès, pour que le projet soit
renvoyé au Conseil fédéral. Le Conseil national a voté en faveur de la poursuite des
travaux par 100 voix (34 élu.e.s du PS, 28 du PLR et 38 de l'UDC) contre 78 (24 élu.e.s du
Centre, 28 Vert-e-s, 15 Vert'Libéraux et 11 UDC). 
La loi sur les douanes (LD) est un projet complexe remontant à 2022. Il englobe des
aspects tels que la numérisation des douanes (projet DaziT), le profil professionnel des
douaniers et leur formation, ainsi que le traitement des données personnelles sensibles
et la migration. Sophie Michaud-Gigon (vert-e-s, VD), pour la CER-CN, a souligné que
«c'est un projet complexe qui touche beaucoup de cercles et qui a donné lieu à moult
rapports et co-rapports et à une cascade de propositions d'amendements. Un examen
sérieux par le Parlement n'est pas possible en l'état». Le rapporteur Markus Ritter
(centre, SG) a souligné que le projet touchait 57 lois différentes, présentant des
problèmes juridiques et des questions fondamentales qui nécessitaient une exploration
approfondie. Les Vert-e-s ont exprimé d'importantes réserves, comme Franziska Ryser
(SG), qui a dénoncé les ingérences massives de l'Office fédéral des douanes (OFDF)
dans la souveraineté policière des cantons. Malgré ces critiques, la majorité a insisté
sur la nécessité de ne pas retarder davantage le projet. Olivier Feller (plr, VD) a rappelé
que la réforme est cruciale pour garantir la sécurité juridique des employés de l'OFDF
et des entreprises actives dans l'importation et l'exportation. Le vaudois a également
souligné que la réforme est essentielle pour permettre la poursuite des processus de
numérisation en cours et pour assurer la protection des données. Daniela
Schneeberger (plr, BL) a abondé dans le même sens, présentant la réforme comme une
nécessité afin de simplifier le système douanier suisse (un des plus compliqués pour les
entreprises selon la bâloise) et de réduire les coûts, ajoutant que «toute la chaîne de
création de valeur en profitera. Rejeter la réforme ferait perdre du temps et de
l'argent». Prisca Birrer-Heimo (ps, LU) a pour sa part rappelé que sans la réforme, le
projet prendrait encore trois années. Pour sa part, la ministre des finances, Karin
Keller-Sutter, a défendu le caractère novateur de la révision, mettant en avant les
avancées du programme DaziT. La conseillère fédérale libérale-radicale a également
souligné que la réforme permettrait d'économiser 350 postes, des ressources qui
pourraient être redirigées vers d'autres domaines tels que le contrôle des flux
migratoires. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2023
LLOYD FLETCHER

La Commission de l'économie et des redevances du conseil national (CER-CN) a rejeté,
par 14 voix contre 7, une proposition visant à scinder la révision totale de la loi sur les
douanes (LD) et du Corps des gardes-frontière ainsi qu'une autre proposition de
création d'une sous-commission par 19 voix contre 4. 
La commission a ensuite rapidement entamé la discussion par article. Fin août, elle
annonçait dans un communiqué de presse avoir approuvé des propositions de la
Commission de la politique de sécurité du Conseil national (CPS-CN) qui avaient pour
objectif de clarifier, au sein du projet, le principe constitutionnel de subsidiarité de la
Confédération et de définir de manière distincte les compétences des cantons et de
l'Office fédéral des douanes (OFDF). De plus, la commission a proposé l'application de
l'impôt sur les acquisitions lié à l'importation de marchandises (par 12 voix contre 10 et
3 abstentions) et la possibilité de renoncer à la déclaration des marchandises non
assujetties aux droits de douane (par 15 voix contre 10). Elle a ensuite estimé que le
responsable des marchandises devrait avoir la liberté de choisir entre effectuer
personnellement la déclaration des marchandises ou confier cette tâche à un tiers (par
15 voix contre 10). L'activation de la déclaration des marchandises devrait également
être possible sans restriction géographique (14 voix pour, 9 voix contre et 2
abstentions). En outre, un consensus a été atteint sur le fait que les consommatrices et
les consommateurs ne devraient pas être tenus de déclarer les marchandises; cette
responsabilité incomberait au fournisseur de la prestation, y compris sur les
plateformes électroniques. La commission a également adopté des mesures pour
compléter le catalogue des droits de douane, avec l'introduction d'une redevance
d'importation remboursable lors de la réexportation des marchandises (par 12 voix
contre 9 et 1 abstention). La surveillance des dépôts francs sous douane par le
personnel de l'OFDF a été soutenue (par 13 voix contre 11 et 1 abstention) mais plusieurs
propositions liées à la communication écrite et au paiement en espèces ont été
rejetées. L'examination du dossier par la commission se poursuivra en novembre. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.08.2023
LLOYD FLETCHER
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En novembre, la Commission de l'économie et des redevances (CER-CN) a continué
son analyse en profondeur de la révision totale de la loi sur les douanes (LD) et du
Corps des gardes-frontière. Elle a soutenu certaines revendications des cantons,
notamment le respect des compétences cantonales en matière de contrôle (par 14 voix
contre 5) et de surveillance par images de l'Office fédéral des douanes (OFDF) (15 voix
contre 10). La commission a également proposé que la loi spécifie les limites de
l'investigation secrète de l'OFDF (à l'unanimité) et a autorisé la prise d'empreintes
digitales lors des contrôles de personnes (par 14 voix contre 10). En ce qui concerne
l'importation pour le perfectionnement actif, des modifications ont été proposées par
rapport au projet du Conseil fédéral, notamment la consultation des parties intéressées
pour tous les produits (12 voix contre 8 et 1 abstention). Un allègement douanier pour
l'importation de blé tendre destiné à la production d'amidon a également été suggéré,
avec des conditions spécifiées dans la nouvelle base légale (14 voix contre 9).
Puis, fin novembre, la commission a approuvé les trois projets inclus dans la révision de
la loi sur les douanes (LD). Elle a notamment proposé que le traitement des données lié
à l'exécution des tâches des polices cantonales soit réglementé au niveau fédéral dans
la loi définissant les tâches d'exécution de l'Office fédéral de la douane et de la sécurité
des frontières (LE-OFDF) (13 voix contre 10). Un vote unanime a été émis en faveur
d'une claire délimitation et restriction des compétences de l'OFDF en matière de
poursuite pénale, y compris pour les enquêtes et l'observation. La commission a
également proposé, à l'unanimité, que le Service de renseignement de la Confédération
(SRC) puisse accéder aux données du système d'information de l'OFDF uniquement par
le biais de l'assistance administrative, et non par une procédure d'accès en ligne,
répondant ainsi à une demande du Préposé fédéral à la protection des données et à la
transparence (PFPDT). La commission a également créé des divergences avec le Conseil
fédéral sur des questions économiques, s'opposant à la collaboration obligatoire des
entreprises de transport et des gestionnaires d'infrastructures avec l'OFDF dans
l'exécution de ses tâches (13 voix contre 10 et 1 abstention). De plus, elle a proposé de
retirer la révision de la loi sur l'alcool (LAlc) de la révision totale de la loi sur les
douanes, argumentant que la proposition du Conseil fédéral entraînerait des coûts
supplémentaires pour le secteur (12 voix contre 5 et 6 abstentions). Enfin, en réponse à
une initiative du Tribunal administratif fédéral (TAF), la commission a unanimement
suggéré l'ajout d'une instance de décision aux voies de recours. Celle-ci introduirait un
recours interne à l'administration auprès de l'OFDF avant d'engager un recours auprès
du TAF pour les procédures liées aux décisions d'assujettissement à une prestation et
aux décisions de constatation dans une procédure pénale administrative.
En raison de la charge de travail anticipée pour la session d'hiver, le Conseil national
examinera cet objet lors de la session de printemps 2024. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.11.2023
LLOYD FLETCHER
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